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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Zürcher Sozialdemokratin Fehr beantragte mit einer Motion die Schaffung einer
eidgenössischen Erbschafts- und Schenkungssteuer; dies auch deshalb, weil die
Erbschaftssteuer in den letzten Jahren von mehreren Kantonen abgeschafft worden
war. Der daraus erzielte Steuerertrag sollte zur Finanzierung einer Kinderrente
verwendet werden und das System der Kinderzulagen ersetzen. Bei den bürgerlichen
Parteien fand die Motion keine Befürworter. Bührer (fdp, SH) kritisierte unter anderem
die Zweckbindung dieser Steuer. Loepfe (cvp, AI) wehrte sich im Namen der Kantone
gegen den drohenden Entzug von Steuereinnahmen. Beck (lp, VD) erinnerte daran, dass
vererbte Vermögen bereits mehrfach besteuert worden sind. Der Bundesrat hielt fest,
dass die Kompetenz zur Erhebung einer Erbschafts- und Schenkungssteuer allein bei
den Kantonen liege und beantragte, die Motion abzulehnen. Sollte allerdings die in der
neuen Bundesverfassung verbriefte Harmonisierung der kantonalen Steuern misslingen,
will er sich für die Wiederaufnahme des Begehrens einsetzen. Mit 109 zu 59 Stimmen
wurde die Motion im Rat verworfen. 1

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Finanzausgleich

Der Bundesrat habe in Zukunft in allen erläuternden Berichten zu Vernehmlassungen
und in allen Botschaften zu Vorlagen, die die Aufgabenteilung zwischen oder die
Aufgabenerfüllung durch Bund und Kantone betreffen, aufzuzeigen, ob die NFA-
Prinzipien eingehalten werden und welche Auswirkungen die geplanten Änderungen auf
Kantone und Gemeinden haben. Dieser Auffassung war im Dezember 2014 der
Nationalrat und reichte eine entsprechende Motion Schneeberger (fdp, NR)
diskussionslos an den Ständerat weiter. Die Regierung hatte kurz zuvor in ihrem Bericht
über die Einhaltung der NFA-Grundsätze Bereitschaft signalisiert, alle künftigen
Gesetzes- und Verfassungsvorlagen auf Einhaltung der NFA-Prinzipien zu überprüfen.
Der Motionärin war dies jedoch zu wenig verbindlich gewesen. Der Bundesrat begrüsste
die Annahme des Vorstosses. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2014
DAVID ZUMBACH

Im März 2015 überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion Schneeberger (fdp, BL)
an den Bundesrat, die von der Regierung forderte, dass in Zukunft in allen erläuternden
Berichten zu Vernehmlassungen und in allen Botschaften zu Vorlagen, die die
Aufgabenteilung oder die Aufgabenerfüllung durch Bund und Kantone betreffen,
aufgezeigt wird, ob die NFA-Prinzipien eingehalten werden und welche Auswirkungen
die geplanten Änderungen auf Kantone und Gemeinden haben. Damit folgte die kleine
Kammer dem Nationalrat und der vorberatenden Finanzkommission (FK-SR), die sich
beide für das Ansinnen ausgesprochen hatten. Die Motion ging auf den Bericht über die
Einhaltung der NFA-Grundsätze zurück, den der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats
Stadler (glp, UR) erstellt und im September 2014 veröffentlicht hatte. In diesem hatte
die Regierung ihre Bereitschaft signalisiert, alle künftigen Gesetzes- und
Verfassungsvorlagen auf Einhaltung der NFA-Prinzipien zu überprüfen. Der Motionärin
war dies jedoch zu wenig verbindlich gewesen. 3

MOTION
DATUM: 17.03.2015
DAVID ZUMBACH

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Nur als Postulat überwies der Nationalrat eine LdU/EVP-Motion, die eine Entflechtung
der öffentlichen Haushalte forderte. Der Bundesrat begrüsste zwar das Anliegen der
Motionäre, wonach den Kantonen konkrete Leistungen zugunsten des Bundes (z.B. in
Bereichen wie Militär, Asyl) abzugelten und zweckgebundene Subventionen auf ein
Minimum zu beschränken sind. Einen Abbau der Subventionen des Bundes an die
Kantone innert nur fünf Jahren auf die Hälfte des heutigen Standes lehnte der
Bundesrat jedoch ab. Er verwies auf eine grundlegende Reform des Finanzausgleichs,
für die der Bundesrat im Juni grünes Licht erteilt hat, und die 1996 vorliegen soll. 4

MOTION
DATUM: 02.02.1995
EVA MÜLLER
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Auch eine Motion Strahm (sp, BE), die verlangte, im Rahmen der Neuordnung des
Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen auch die Abgeltung von Zentrumslasten
der Städte durch die Kantone als Verteilungskriterium zu berücksichtigen, wurde nur
als Postulat überwiesen. Der Bundesrat wies darauf hin, dass grundsätzlich nicht die
Städte, sondern die Kantone Ansprechpartner des Bundes seien. Es gelte, den
innerkantonalen und interkantonalen Finanzausgleich zu fördern, um die
Zentrumslasten der Städte besser zu berücksichtigen. 5

MOTION
DATUM: 13.03.1995
EVA MÜLLER

1) AB NR, 2000, S 1078 ff.
2) AB NR, 2014, S. 2352
3) AB SR, 2015, S. 225 f.; Medienmitteilung FK-SR vom 17.2.15
4) AB NR, 1995, S. 326 ff.
5) AB NR, 1995, S. 572 ff.
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